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Einfach Coupon senden an:
Initiativkomitee JA – damit DEINE Stimme zählt
Postfach 404, 9494 Schaan

oder faxen an:

Fax 392 42 96

�

Vorname, Name E-Mail

Strasse, Nr. Ort, Datum

PLZ, Ort Unterschrift

Warum wird die Volksinitiative JA – damit DEINE Stimme zählt lanciert?
Erbprinz Alois löste die Diskussionen über die Ausgestaltung des Vetorechts aus, als er im August 2011 das
Veto gegen eine Volksinitiative einlegte. Zu diesem Zeitpunkt hatte das Volk noch gar nicht über die Initia-
tive abgestimmt. Durch das Veto des Erbprinzen wurde das Ergebnis der nachfolgenden Volksabstimmung 
massgeblich verfälscht und der Urnengang der stimmberechtigten Liechtensteinerinnen und Liechtenstei-
ner damit in den Augen vieler zu einer Meinungsumfrage degradiert.

Bei Gesetzen, welche vom 
Landtag beschlossen werden, 
kann das Staatsoberhaupt auch 
künftig sein Veto einlegen und 
so eine Kontrollfunktion gegen-
über der Politik ausüben.

Wenn die Mehrheit der 19’000 
stimmberechtigten Liechten-
steinerinnen und Liechtenstei-
ner an der Urne einem Gesetz 
zustimmen, kann niemand 
dagegen ein Veto einlegen.

Der Landtag kann im Falle eines Vetos eine 
Volksabstimmung anberaumen, so dass
abschliessend das Volk entscheidet, ob das
Gesetz in Kraft tritt oder nicht.

Ich möchte die vorgeschlagene Gesetzesänderung im
Wortlaut lesen. Wo kann ich das?
Der genaue Wortlaut des Textes kann auf der Website www.ddsz.li nachgelesen werden. Auf Wunsch
schicken wir ihn per Mail oder Post zu (Adressen siehe unten).

Welchen Vorteil bringt JA – damit DEINE Stimme zählt Liechtenstein?
Das direktdemokratische Element und das Selbstbestimmungsrecht der Bürgerinnen und Bürger werden 
gestärkt.

Wann werden die 19’000 Bürgerinnen und Bürger über
JA – damit DEINE Stimme zählt abstimmen?
Die Volksinitiative wurde gestern bei der Regierung zur Vorprüfung eingereicht. In etwa sechs Monaten 
werden die Stimmberechtigten zur Urne gerufen werden, um darüber abzustimmen, ob sie möchten, dass
IHRE Stimmen zählen.

Für massvollen Ausbau der Volksrechte Was ist das Ziel der Volksinitiative
JA – damit DEINE Stimme zählt?

Volksinitiative JA – damit DEINE Stimme zählt

JA – MEINE Stimme zählt! Bitte schicken Sie mir weitere Informationen!
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«Grundsatzfragen stellen sich wieder»
Neun Jahre nach der heftig ge-
führten Auseinandersetzung um
eine Verfassungsreform soll das
Volk erneut über eine substan-
tielle Änderung abstimmen. Po-
litologe Wilfried Marxer erwar-
tet aber nicht, dass diese Dis-
kussion die Ausmasse von da-
mals annehmen wird.

Von Desirée Vogt

Vaduz. – So oder so – das letzte Wort
hat das Fürstenhaus. Und doch darf
mit Spannung erwartet werden, mit
welchen Nebengeräuschen die Diskus-
sion um die Volksinitiative «Ja – damit
deine Stimme zählt» vonstatten geht.
Alles ist möglich, nichts muss sein.
Ganz nach diesem Motto hängt es jetzt
von den Akteuren ab, in welche Rich-
tung die Diskussion verläuft.

Erste Frage bereits geklärt
Mit Spannung verfolgt auch Politolo-
ge Wilfried Marxer den neuerlichen
Versuch, die Verfassung einen Schritt
in Richtung Stärkung der Demokratie
zu verändern. Dass über eine Initiati-
ve versucht wird, die Volksrechte aus-
zubauen, bezeichnet Marxer als legi-
tim. Schliesslich verfüge Liechten-
stein über direktdemokratische In-
strumente, auf die man stolz sei. Er ist
auch davon überzeugt, dass die Initia-
tivvorlage in rechtlicher Hinsicht kein
Problem darstellt. Es habe sich aber
von vornherein die Frage gestellt, wie
sich die verschiedenen Akteure dazu
verhalten, insbesondere natürlich das
Fürstenhaus. Mit der Stellungnahme

des Fürstenhauses vom Donnerstag
sei diese Frage bereits geklärt.

Meinung wird wohl nicht geändert
Falls die Initiative nicht zurückgezogen
werde, werde das Verfahren nach der
Vorprüfung durch Regierung und
Landtag dennoch in die Unterschrif-
tensammlung münden. Ein Rückzug
bedinge jedoch, dass eine Rückzugs-
klausel in der Initiativvorlage enthal-
ten sei. Sollte die Unterschriftensamm-
lung erfolgreich sein und in der Ab-
stimmung eine Mehrheit zustande
kommen, so liege es letztlich am Fürs-
ten beziehungsweise dessen Stellver-
treter, das Ergebnis zu sanktionieren –
oder eben auch nicht. Rechtliche
Grundlage sei immer noch die gelten-
de Verfassung. Und diese kann ohne
Zustimmung des Staatsoberhauptes
nicht abgeändert werden. Aufgrund
der Pressemitteilung des Fürstenhau-
ses müsse man allerdings davon ausge-
hen, dass die Sanktion nicht erteilt
werde. Die Pressemitteilung sei aber
nicht verbindlich, das Staatsoberhaupt
könnte die Meinung theoretisch auch
ändern. Doch das wird wohl eher nicht
geschehen, zumal das Vetorecht schon
2003 ein wichtiger, letztlich unverhan-
delbarer Punkt für das Fürstenhaus
war. «Obwohl schon damals verschie-
dene Varianten und Vorschläge in die
Diskussion eingebracht wurden, kam
eine abgeschwächte Form des Veto-
rechts für das Fürstenhaus nicht infra-
ge», erinnert sich Marxer.

Es droht dasselbe Schicksal
Auch wenn es bereits neun Jahre her
ist, so glaubt Wilfried Marxer durchaus,
dass die letzte Verfassungsdiskussion

und die jahrelangen Auseinanderset-
zungen mit diversen Fragen rund um
Demokratie und Fürstenhaus noch
sehr präsent sind. Das Verfahren werde
diesmal aber deutlich kürzer ausfallen.
Nachdem das Fürstenhaus nur wenige
Stunden nach Anmeldung der Initiati-
ve bereits Ablehnung signalisiert habe,
verschiebe sich die Diskussion aber
zwangsläufig wieder auf grundsätzli-
che Fragen von Monarchie und Demo-

kratie in Liechtenstein. Wenn inner-
halb eines halben Jahres gleich zwei
Initiativen von vorneherein mit dem
Veto des Fürstenhauses konfrontiert
würden, müsse auch über den Stellen-
wert der direkten Demokratie und ge-
nerell über die Demokratie in Liech-
tenstein nachgedacht werden. «Ich ha-
be schon bei der Abstimmung über die
Fristenlösung dafür plädiert, dass sich
das Fürstenhaus mit Äusserungen vor

Volksabstimmungen zurückhält, um
eine unvoreingenommene Meinungs-
bildung im Volk zu ermöglichen», so
Marxer. Bei der Volksabstimmung über
die Verfassungsrevision 2003 sei die
Ausgangslage genauso unbefriedigend
gewesen: «Letztlich hiess es: Fürsten-
haus Ja oder Nein, statt über die Ver-
fassungsbestimmungen zu diskutie-
ren.» Das gleiche Schicksal drohe jetzt
auch der aktuellen Volksinitiative.

«Das Vetorecht war schon 2003 ein unverhandelbarer Punkt»: Politologe Wilfried Marxer geht davon aus, dass sich die
Diskussion zwangsläufig wieder auf grundsätzliche Fragen von Monarchie und Demokratie verschiebt. Bild Archiv/Elma Korac


